
20. Auflage 2015

LORENZ

 ■ Zoll und Außenwirtschaft

 ■ Umsatzsteuer

 ■ Versicherung

 ■ Finanzen

 ■ Speditionelle Logistik

 ■ Informationstechnologie

 ■ Gefahrgut

 ■ Kosten- und Leistungsrechnung

Herausgegeben von Thorsten Hölser

Leitfaden für 
Spediteure und Logistiker 
in Ausbildung und Beruf 2



LORENZ 2
Leitfaden für 
Spediteure und Logistiker 
in Ausbildung und Beruf

Herausgegeben von 

Thorsten Hölser

Unter Mitarbeit von

Jörg Fiedler

Rainer Hoppe

Nadja Kammerzell

Irene Lippert

Martin Livonius

Dirk Lohre

Santiago Ramirez Ponce

Jörg Roth

Axel Salzmann

Thomas Schröder

Christoph Schulte

Richard Stüwe

Michael Tobiasch

Matthias Trott

Hubert Valder

Klaus Zänker

20. Aufl age 2015

Lorenz_2.indb   3 08.09.15   14:58



5

Geleitwort

Logistik macht Karriere. Die Logistikbranche rangiert in Deutschland in ihrer wirtschaft-

lichen Bedeutung mittlerweile an dritter Stelle. Im Ranking des Logistics Performan-

ce Indexes 2014 der Weltbank hat Deutschland sogar den 1. Platz zurückerobert. Die 

Speditions- und Logistikbranche ist nachhaltig auf Wachstum ausgerichtet. Sie ist mehr 

als viele andere Branchen auf die Qualifi kation ihrer Mitarbeiter angewiesen, um ihre 

Innovationskraft zu erhalten und im internationalen Wettbewerb zu bestehen. Sie bietet 

ungewöhnlich vielfältige Ausbildungs- und Aufstiegsmöglichkeiten für motivierte junge 

Menschen. Eine gute Ausbildung bildet dabei den Grundstein für den berufl ichen Auf-

stieg und ist ein wesentlicher Baustein für den wirtschaftlichen Erfolg der Unternehmen.

Der Deutsche Speditions- und Logistikverband DSLV e. V. freut sich, dass der vorliegende 

Leitfaden für Spediteure und Logistiker in Ausbildung und Beruf, Band 2, allen bekannt 

als „der LORENZ 2“ bereits in der 20. Aufl age erscheint. Wir sind sicher, dass der aktu-

alisierte Leitfaden den Auszubildenden und Weiterbildungsinteressierten in Speditions- 

und Logistikunternehmen eine zuverlässige Informationsquelle und ein umfassendes 

Nachschlagewerk sein wird.

Bonn, im August 2015 

Deutscher Speditions- und Logistikverband e.V. 

 Präsidium und Hauptgeschäftsführung

Geleitwort
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Vorwort des Herausgebers

Vorwort des Herausgebers

Die Speditions- und Logistikbranche sieht sich kontinuierlich neuen Herausforderungen 

und tiefgreifenden Veränderungen gegenüber. War in der Vergangenheit die klassische 

Organisation der Güterversendung in Verbindung mit Umschlags- und Lagerleistun-

gen das Hauptaufgabengebiet der Spedition, so zählen heute komplexe logistische Auf-

gabenpakete zu den Kernkompetenzen der Speditionsbranche. Dabei werden Industrie 

und Handel Lösungen in Form von logistischen Zusatzdienstleistungen (Value Added 

Services) bis zu kompletten schlüsselfertigen Logistikpaketen angeboten. Diese Branchen-

entwicklung spiegelt sich auch in der offi  ziellen Berufsbildbezeichnung Kaufmann/-frau 
für Spedition und Logistikdienstleistung wider.

Auf diese Entwicklungen und Anforderungen möchte auch die neue Aufl age des 

LORENZ 2 – das Standardwerk für die berufl iche Aus- und Weiterbildung – Antworten 

geben. Daher liegt Ihnen mit der nunmehr 20. Aufl age ein nicht nur aktualisiertes, son-

dern in vielen Abschnitten überarbeitetes Werk vor.

Der Schwerpunkt liegt auf den ergänzenden Aufgaben des Spediteurs und Logistikers, die 

oftmals auch als „Value Added Services“ bezeichnet werden, sowie speziellen Th emen wie 

bspw. der Beförderung gefährlicher Güter, der Kosten- und Leistungsrechnung und den 

wachsenden Herausforderungen der Informations- und Kommunikationstechnologien 

in der Speditionswelt. Zu den ergänzenden Aufgaben des Spediteurs zählen vor allem die 

Unterstützung der Kunden bei Haftungs- und Versicherungsfragen, internationalen Zah-

lungsverkehren und auch der Umsatzsteuer sowie der Beratung und Durchführung von 

Verzollungen. Alle Kapitel wurden den aktuellen Entwicklungen sowie insbesondere an 

neue Rechtsvorschriften und Rechtsprechungen angepasst. Da die entscheidende Rechts-

entwicklung im Zoll, der neue Unionszollkodex und dazugehörige Rechtsverordnungen, 

zum Redaktionsschluss dieses Buches noch nicht endgültig verabschiedet waren, konnte 

das Autorenteam in Kapitel 1 nur eine teilweise Überarbeitung vornehmen, die erst in 

der 21. Aufl age abgeschlossen werden kann. Gleiches gilt für das Kapitel 3 zur Haftung 

und Versicherung in der Spedition, da die grundlegenden gemeinschaftlichen Geschäfts-

bedingungen für Speditionsaufträge − die ADSp − nach fast 100 Jahren möglicherweise 

vor einer elementaren Reform oder evtl. sogar ganz vor dem Aus stehen, was sich ebenfalls 

erst nach Redaktionsschluss des LORENZ 2 klären wird.  

Das Speditions- und Logistikgewerbe hat sich in den vergangenen Jahren zu einem der 

wichtigsten Wirtschaftsfaktoren in der Bundesrepublik Deutschland entwickelt. Die Be-

deutung der Branche spiegelt sich auch in den weiterhin wachsenden Beschäftigungszah-

len wider. Verlag, Herausgeber und das Autorenteam möchten Ihnen, liebe Leserinnen 

und Leser, mit der neuen Aufl age des LORENZ 2 eine wichtige Hilfe in der täglichen 

Praxis und eine wertvolle Unterstützung in der Ausbildung an die Hand geben. Wir 

wünschen Ihnen viel Erfolg beim Studium dieses Lehrbuches und Nachschlagewerkes.
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Vorwort des Herausgebers

Abschließend möchte ich sowohl den bisherigen Herausgebern meine Anerkennung für 

die Entwicklung dieses Lehrbuches wie auch dem aktuellen Autorenteam meinen Dank für 

ihre Arbeit aussprechen. Hinweise, Anregungen oder auch kritische Anmerkungen,  liebe 

Leserinnen und Leser, nehme ich jederzeit gerne unter dvz-lorenz@speditionsportal.net 

entgegen.

Frankfurt am Main, im August 2015

Th orsten Hölser
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1.1 Das Zollwesen in Deutschland

1 Der Spediteur und der Zoll
Nadja Kammerzell, Christoph Schulte, Richard Stüwe

1.1 Das  Zollwesen in Deutschland

Das Zollwesen umfasst die Gesamtheit der Institutionen und rechtlichen Vorschriften zur 

Gewährleistung von Warenbewegungen über die Zollgrenzen der Europäischen Union. 

Es berührt unmittelbar denjenigen, der aus persönlichen oder geschäftlichen Gründen 

Waren ein-, aus- oder durchführt. Insofern entstehen bei der Abwicklung von Spedi-

tionsleistungen im grenzüberschreitenden Bereich vielfältige Beziehungen zu Zollrecht 

und Zollverwaltung. Der Spediteur, der für seinen Auftraggeber für die Zollbehandlung 

erforderliche Formalitäten erledigt, leistet Hilfeleistung in Steuersachen, wozu er gemäß 

§ 4 Nr. 9 a) Steuerberatungsgesetz befugt ist. Für eine sorgfältige Wahrnehmung der In-

teressen des Auftraggebers sind angemessene fachliche Kenntnisse des Zollrechts für den 

Spediteur damit unabdingbar.

Das Zollwesen in Deutschland ist in seiner rechtlichen Ausgestaltung durch die Mitglied-

schaft Deutschlands in der Europäischen Union geprägt. Auf der Grundlage von Art. 23 

des Grundgesetzes (GG) der Bundesrepublik Deutschland wurde die Gesetzgebungs- und 

Ertragskompetenz für Zölle weitgehend auf die Europäische Union übertragen. Wenn-

gleich zollrechtliche Einzelfragen noch partiell in nationalen rechtlichen Regelungen 

behandelt werden und auch das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland in den 

Art. 105, 106 und 108 prinzipielle Bestimmungen zur Gesetzgebungs-, Ertrags- und Ver-

waltungskompetenz des Bundes für Zölle enthält, ist im gesamten Zollbereich supranati-

onales, europäisches Recht vorherrschend. Nach wie vor national organisiert ist dagegen 

die Zollverwaltung als zuständige Behörde für die Umsetzung des Zollrechts und damit 

als Partner für die Wirtschaft und folglich auch für den Spediteur.

Die Aufgabenbereiche der  Zollverwaltung haben sich in den letzten Jahren erheblich 

verändert. Traditionelle zöllnerische Felder sind im Ergebnis weitreichender rechtlicher 

Vereinfachungen und vor allem auch im Resultat der engen integrativen Beziehungen 

der EU-Mitgliedstaaten immer mehr in den Hintergrund getreten. Mit dem wachsenden 

Anteil der Informationstechnik bei der Kommunikation zwischen Verwaltung und am 

Warenverkehr Beteiligten konnten Verfahrensabläufe weiter rationalisiert werden. Das 

IT-Verfahren  ATLAS bestimmt heute in starkem Maße zollrechtliche Prozesse (vgl. dazu 

Kapitel 1.4.2.5). Mit dem neuen  Unionszollkodex wird 2016 ein weiterer Schritt bei der 

Schaff ung eines effi  zienten und wirtschaftsfreundlichen europäischen Zollrechts geleis-

tet. Dennoch bleiben, bei allen Modernisierungen und Vereinfachungen, Zollfragen für 

den international agierenden Spediteur ein fachlicher Kernbereich. Die Bedeutung dieses 

Bereiches wird angesichts von 57 Mio. Einfuhrabfertigungen zum freien Verkehr allein 

im Jahr 2014 hinreichend unterstrichen. Im Jahr 2012 waren es noch 53,6 Mio. Abfer-

tigungen.1

1 Vgl. Bundesministerium der Finanzen (Hrsg.), Jahresstatistik der Bundeszollverwaltung 2014, S. 15.
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Die Zollverwaltung ist mit weiteren Aufgaben betraut, die über traditionelle zollrecht-

liche Verfahren hinausgehen und den Tätigkeitsbereich vieler Spediteure berühren. Das 

betriff t vor allem verbrauchsteuerrechtliche Fragen, die z. B. beim Transport steuerbarer 

Waren, auch ohne Grenzüberschreitung, zu beachten sind. Hervorzuheben sind auch die 

Aufgaben zur Bekämpfung von Schwarzarbeit und Kontrolle des Mindestlohns. Wichtige 

Aufgaben erfüllt die Zollverwaltung zur Durchsetzung des Außenwirtschaftsrechts und 

bei der Bekämpfung von Produktpiraterie. Allein im Jahr 2014 wurden gefälschte Pro-

dukte im Wert von 137,7 Mio. € vom Zoll aufgegriff en.2

1.1.1 Zölle und Verbrauchsteuern

 Zölle sind gemäß Art. 4 Nr. 10 des Zollkodex (Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates 
vom 12.10.1992 zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften) Einfuhrabgaben. Der 

Zollanspruch ist an den Eintritt der betreff enden Ware in den Wirtschaftskreislauf der 

Europäischen Union geknüpft. Nach § 3 der Abgabenordnung (AO) sind Zölle zugleich 

Steuern i. S. d. nationalen Rechts. Zölle sind demnach Abgaben, die bei Warenbewegung 

über die Staatsgrenze erhoben werden, ohne dass es sich um ein Entgelt für eine Leistung 

der Verwaltung handelt und ohne dass inländische Waren mit einer gleichartigen Abgabe 

belastet werden.

Zölle gehören zu den indirekten Steuern. Sie belasten im Regelfall nicht denjenigen, der 

die Steuer zu entrichten hat, sondern werden über den Preis der Ware beim Weiterverkauf 

an den Endabnehmer übertragen.

Auch  Verbrauchsteuern sind indirekte Steuern, da die Steuerlast grundsätzlich den Ver-

braucher und nicht den Hersteller oder Einführer einer verbrauchsteuerpfl ichtigen Ware 

treff en soll.

Die bei der Einfuhr ggf. zu erhebenden Verbrauchsteuern sind keine Einfuhrabgaben im 

Sinne von Art. 4 Nr. 10 ZK, da es sich bei diesen um national geregelte Abgaben handelt. 

Da die bundesgesetzlich geregelten Verbrauchsteuern jedoch in der Verwaltungskompetenz 

der Bundeszollverwaltung liegen, wird auch auf diese in den nachfolgenden Ausführungen 

eingegangen werden (siehe Kapitel 1.11). Das nicht zuletzt deshalb, weil auch in diesem 

Bereich durchaus wichtige Beziehungen zur Tätigkeit des Spediteurs bestehen können.

Die Einnahmen aus Zöllen sind nach der Finanzverfassung der EU eigene Einnahmen 

der EU und müssen dieser von der Bundesrepublik Deutschland − nach Abzug einer 

Verwaltungspauschale − fristgerecht zugeführt werden. Die Einnahmen aus der Einfuhr-

umsatzsteuer und den bundesgesetzlich geregelten Verbrauchsteuern − mit Ausnahme der 

Biersteuer − stehen hingegen dem Bundeshaushalt zu.

Das Aufkommen an Zöllen betrug 1949, im ersten Jahr nach der Währungsreform, 

0,45 Mrd. DM. Die weitaus höchsten Erträge werden allerdings durch die Verbrauch-

steuern, dabei vor allem die Energiesteuer, erzielt. Im Jahr 2014 waren das folgende Be-

träge3:

2 Vgl. Jahresstatistik der Bundeszollverwaltung, a. a. O., S. 12.

3 Vgl. Jahresstatistik der Bundeszollverwaltung 2014, a. a. O., S. 7.
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Zölle  4,6 Mrd. € 

Einfuhrumsatzsteuer 48,2 Mrd. € 

Verbrauchsteuern 65,9 Mrd. €

1.1.2 Geschichte des Zollwesens

Historisch sind Zölle als eine der ältesten Abgabenformen bekannt. Ursprünglich stellten 

sie ein Entgelt für die Benutzung von Wegen, Brücken oder Märkten dar. Später stan-

den wirtschaftliche Überlegungen im Mittelpunkt. Der Schutzzollgedanke involviert eine 

Regulierung der Einfuhr von Waren mit dem Ziel, bessere Absatzbedingungen für die 

eigenen Produzenten zu schaff en. Den heutigen Zöllen liegt der Wirtschaftszollgedanke 

zugrunde: Nur Waren, die in den heimischen Wirtschaftskreislauf eingehen, sollen einer 

Abgabenerhebung unterliegen. Waren, die nur durchgeführt oder gelagert werden, sollen 

hingegen nicht verzollt werden.

Der bis in das 19. Jahrhundert in Deutschland vorherrschende Partikularismus und die 

damit in großer Zahl vorhandenen Zollschranken zwischen den Ländern behinderten 

erheblich den Ausbau des Handels. Besonders unter dieser Sicht war die Gründung des 

Deutschen Zollvereins im Jahr 1834 ein beachtlicher Fortschritt. Unter preußischer Füh-

rung wurden die vorhandenen Zollgrenzen innerhalb Deutschlands weitgehend beseitigt, 

womit bessere Voraussetzungen für einen wirtschaftlichen Aufschwung entstanden. Be-

gleitet wurde dieser Prozess durch die Schaff ung eines einheitlichen Zollrechts und eines 

Zolltarifes, wobei ebenfalls das Recht Preußens als Grundlage diente.

Mit der Gründung des Deutschen Reiches im Jahr 1871 wurde das gesamte deutsche 

Reichsgebiet ein einziges Zoll- und Handelsgebiet. Wichtigste Zollrechtsquelle war das 

bereits 1869 in Kraft gesetzte Vereinszollgesetz. Dieses wurde erst 1939 durch ein neues 

Zollgesetz abgelöst.4

Bereits in der Geschichte des  Zollrechts ist die Diff erenzierung dieses Rechtsgebietes in 

folgende traditionelle Bereiche erkennbar:

Zollverfahrensrecht:  Regeln der verfahrensmäßigen Abfolgen zur Sicherung eines 

bestehenden Zollanspruchs. Im Kern handelt es sich dabei um 

Befugnisse der Zollbehörden und Rechte sowie Pfl ichten der am 

grenzüberschreitenden Warenverkehr Beteiligten.

Zollschuldrecht:  Regelung der Voraussetzungen, bei deren Vorliegen eine Zoll-

schuld entsteht.

Zolltarifrecht:  Festlegung der Höhe des entstehenden Zollanspruchs.

Zollwertrecht:  Regelungen zur wichtigsten Bemessungsgrundlage für einen 

Zollanspruch.

Das heutige moderne Zollrecht kennt noch weitere besondere Bereiche, wie z. B. das 

Warenursprungs- und Präferenzrecht. Mehrere Rechtsgebiete sind ausgesprochen eng mit 

dem Zollrecht verknüpft, wie etwa das Außenwirtschaftsrecht und das Verbrauchsteuer-

recht.

4 Vgl. u. a. Bleihauer in Witte/Wolff gang, Lehrbuch des Europäischen Zollrechts, Herne, nwb-Verlag 2012, S. 377 f.

Zollrecht
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Mit der Entwicklung der zollverfahrensrechtlichen Grundlagen ging eine schrittweise 

Modernisierung des Zolltarifrechtes einher. Der 1902 in Kraft gesetzte Bülow-Zolltarif, 
benannt nach dem damaligen Reichskanzler Bülow, war erstmalig nach dem sogenannten 

Allzollsystem konzipiert. Das heißt, dieser Tarif erfasste jede nur denkbare Ware, auch 

wenn diese bislang unbekannt war. Dazu dienten damals wie heute allgemeine Vorschrif-

ten.

Die weitere Vervollkommnung des Zolltarifrechts war und ist nicht zuletzt durch die An-

wendung international vereinheitlichter Warenverzeichnisse bestimmt. Namentlich der 

Brüsseler Zollrat erreichte als internationale Organisation auf dem Gebiet des Zollwesens 

wichtige Ergebnisse bei der weltweiten Harmonisierung zollrechtlicher Regelungsberei-

che. Hervorzuheben ist dabei die Nomenklatur des Brüsseler Zollrates, die über einen 

erheblichen Zeitraum als Zolltarifschema Anwendung fand. Danach war es vor allem das 

 Harmonisierte System zur Bezeichnung und Codierung der Waren (HS), das bis in die Ge-

genwart als Zolltarifschema zunehmende Bedeutung erlangt. Mit ihm besteht die Mög-

lichkeit der einheitlichen Codierung von Waren nicht nur zu zolltarifl ichen, sondern 

auch zu statistischen und anderen, z. B. auch handelstechnischen Zwecken. Praktisch ist 

die Codierung der Waren in allen am HS beteiligten Ländern grundsätzlich gleich.

Hinsichtlich der Zollsätze war im Ergebnis der Zollsenkungsrunden des GATT ein erheb-

licher Abbau zu verzeichnen. Diese Aktivitäten werden auch in jüngster Zeit durch die 

Welthandelsorganisation (WTO) kontinuierlich, wenngleich mit wechselhaftem Erfolg, 

fortgesetzt. 

Die Zollrechtsentwicklung in der Bundesrepublik ist nicht von den Prozessen der euro-

päischen Einigung zu trennen. Das 1962 in Kraft getretene Zollgesetz der Bundesrepublik 

Deutschland und die dazugehörige Allgemeine Zollordnung bildeten den rechtlichen Rah-

men für einen Zeitraum von mehr als 30 Jahren. Mit der Verwirklichung der Zollunion 

im Jahr 1968 wurde eine Entwicklung eingeleitet, mit der das nationale Zollrecht immer 

mehr durch eine Vielzahl von europäischen Vorschriften harmonisiert bzw. ersetzt wurde. 

Eine erhebliche Änderung auf dem Gebiet des Zollrechts vollzog sich mit der Verordnung 
(EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12.10.1992 zur Festlegung des Zollkodex der Gemein-
schaft. Der Zollkodex (ZK) wurde 1994 vollständig in Kraft gesetzt. Damit waren die 

wichtigsten Rechtsquellen im Zollbereich innerhalb der EU nahezu vollständig verein-

heitlicht. Wesentliche Neuerungen sollte der Modernisierte Zollkodex (Verordnung (EG) 
Nr. 450/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23.4.2008 zur Festlegung 
des Zollkodex der Gemeinschaft (MZK)) bringen, der ab 2013 Anwendung fi nden sollte. 

Aufgrund geänderter europarechtlicher Vorgaben für die Durchführungsrechtsakte und 

Verzögerungen bei der Umsetzung von IT-Verfahren ist der MZK aber nie zur Anwen-

dung gekommen.

Mit dem voraussichtlich 2016 Anwendung fi ndenden Unionszollkodex (Verordnung (EU) 
Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9.10.2013 zur Festlegung 
des Zollkodex der Union (UZK)) soll eine weitere Vereinfachung zollrechtlicher Verfahren 

sowie eine Erhöhung der Sicherheit des Warenverkehrs erreicht werden.

Die Herstellung der Einheit Deutschlands im Jahr 1990 führte, gemessen am Umfang 

dieser Aufgabe, zu einer relativ reibungslosen Erweiterung des Anwendungsbereiches 

nationaler und gemeinschaftsrechtlicher Zollvorschriften auf das Gebiet der ehemaligen 
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DDR. In jüngster Zeit erfolgten vor allem Maßnahmen zur Umstrukturierung der deut-

schen Zollverwaltung. In der Rechtsentwicklung wurde durch Nutzung der Informa-

tionstechnik an weiteren Vereinfachungen gearbeitet. Der dazu erforderliche rechtliche 

Rahmen fi ndet bei der Modernisierung des Zollrechts im Unionszollkodex umfassende 

Berücksichtigung.

1834 Gründung des Deutschen Zollvereins

1869 Vereinszollgesetz

1871 Gründung des Deutschen Reiches mit einheitlichem Zollgebiet

1902 Bülow-Zolltarif

1939 neues Zollgesetz

1949 Gründung der Bundesrepublik und der DDR – divergierende Zollrechtsentwicklung in den beiden 
deutschen Staaten

1958 Bildung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft mit dem Ziel der Schaff ung einer Zollunion

1962 Bundesrepublik und DDR setzen jeweils neue Zollgesetze in Kraft

1968 Verwirklichung der Zollunion in der EG und Inkraftsetzung des ersten Gemeinsamen Zolltarifes der EG

1990 Einheit Deutschlands und damit Einbeziehung der neuen Bundesländer in das Zollsystem der EG

1994 Zollkodex der EG mit DVO

2004 Erweiterung der EU und damit des territorialen Geltungsbereichs des Zollkodex um 10 Staaten

2007 Aufnahme Bulgariens und Rumäniens in die EU

2013 Veröff entlichung des Unionszollkodex; Aufnahme Kroatiens in die EU

2016 geplante Anwendung des Unionszollkodex 

Tab. 1.1-1:  Zusammenfassung wichtiger Schritte in der Entwicklung des Zollwesens in Deutschland Quelle: Eigene Darstellung

1.1.3 Aufbau und Organisation der Bundesfi nanzverwaltung

Die Erhebung und Verwaltung der Zölle ist nach wie vor Angelegenheit der Zollbe-

hörden bzw. anderer zuständiger Behörden der einzelnen Mitgliedstaaten. Das Grund-
gesetz bestimmt, dass alle Zölle, die Finanzmonopole, die bundesgesetzlich geregelten 

Verbrauchsteuern einschließlich der Einfuhrumsatzsteuer (EUSt) und die Abgaben im 

Rahmen der Europäischen Union durch Bundesfi nanzbehörden verwaltet werden. Der 

Aufbau dieser Behörden ist durch Bundesgesetz zu regeln. Die übrigen Steuern werden 

durch Landesfi nanzbehörden verwaltet.

Nach Art. 87 Abs. 1 GG wird die Bundesfi nanzverwaltung in bundeseigener Verwaltung 

mit eigenem Verwaltungsunterbau geführt. Der organisatorische Aufbau und die Aufga-

ben der Bundesfi nanzverwaltung ergeben sich aus dem  Gesetz über die Finanzverwaltung 
(FVG). Regelungen zu den Aufgaben der Zollverwaltung enthält ferner das  Zollverwal-
tungsgesetz (ZollVG).
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Traditionell war die Bundeszollverwaltung dreistufi g aufgebaut mit dem Bundesminis-

terium der Finanzen als oberster Bundesbehörde, den Oberfi nanzdirektionen (seit 2008: 

fünf Bundesfi nanzdirektionen) und dem Zollkriminalamt als Mittelbehörden und den 

Hauptzollämtern und Zollfahndungsämtern als örtliche Behörden. Für den 1.1.2016 

ist eine umfassende Strukturreform geplant. Wesentliches Element dieser Reform ist die 

Zusammenführung der Aufgaben der bisherigen Mittelbehörden in einer Generalzolldi-

rektion mit Hauptsitz in Bonn unter Beibehaltung der bisherigen Standorte der Bundes-

fi nanzdirektionen als Fachdirektionen der Generalzolldirektion.

Die ab 2016 geltende Organisation und der Aufbau der Bundeszollverwaltung (ohne 

Bundesmonopolverwaltung für Branntwein) sind aus dem nachfolgenden Schema zu er-

sehen:

Abb. 1.1-1:  Aufbau der Bundeszollverwaltung (2016) Quelle: Eigene Darstellung

Oberste Zollbehörde ist das  Bundesfi nanzministerium (BMF), das vom Bundesminis-

ter der Finanzen geleitet wird. Ihm obliegen die fachliche Leitung, die oberste Dienstauf-

sicht und die strategische Führung. Ministerielle Kernaufgaben liegen insbesondere im 

Bereich der Gesetzgebung. Die Zölle und Verbrauchsteuern werden dabei von der Abtei-

lung III des BMF bearbeitet. Der Bundesminister der Finanzen hat außerdem die für die 

Zwecke und Aufgaben des Bundes erforderlichen Geldmittel zu beschaff en und für ihre 

etatmäßige Verwendung zu sorgen. Die  Generalzolldirektion (GZD) als Oberbehörde 

der Bundesfi nanzverwaltung umfasst ab 2016 die bisherigen Bundesfi nanzdirektionen 

(BFD) und das Zollkriminalamt (ZKA). Aufgabe der Generalzolldirektion sind neben 

Querschnittsaufgaben im Organisations-, Personal- und Haushaltsbereich insbesondere 

die Rechts- und Fachaufsicht über die Ortsbehörden.

Die  Bundesfi nanzdirektionen, ab 2016 die Fachdirektionen der Generalzolldirektion, 

bearbeiten im Rahmen eines Fachpaketes spezielle fachliche Aufgaben in überregionaler 

Zuständigkeit:

Bundeszoll-

verwaltung
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BFD Mitte/Fachdirektion 3 Allgemeines Steuerrecht

BFD Südwest/Fachdirektion 4 Verbrauchsteuerrecht

BFD Nord/Fachdirektion 5 Allgemeines Zollrecht

BFD Südost/Fachdirektion 6 Besonderes Zollrecht 

BFD West/Fachdirektion 7 Bekämpfung der Schwarzarbeit

Aufgabe des  Zollkriminalamts (Direktion 8 der GZD) mit Sitz in Köln ist die zentrale 

Bekämpfung des Schmuggels, der Verstöße gegen die Verbrauchsteuergesetze und der 

Zuwiderhandlungen gegen das Außenwirtschafts- und Marktordnungsrecht sowie der 

Verstöße gegen die Verbote und Beschränkungen im grenzüberschreitenden Warenver-

kehr. Die ihm nachgeordneten  Zollfahndungsämter sind der Kriminaldienst der Zollver-

waltung. Sie sind deshalb mit den modernsten technischen Hilfsmitteln ausgestattet. Ihre 

Beamten sind Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft.

Das  Bildungs- und Wissenschaftszentrum der Bundesfi nanzverwaltung (BWZ) mit 

Hauptsitz in Münster wird ab 2016 organisatorisch ebenfalls eine Direktion der General-

zolldirektion. Das BWZ mit Dienstsitzen im gesamten Bundesgebiet ist die zentrale Aus- 

und Fortbildungseinrichtung der Bundeszollverwaltung. Eine wichtige Aufgabe erfüllen 

auch die ehemaligen Zolltechnischen Prüfungs- und Lehranstalten, die als Dienstsitze 

Wissenschaft und Technik des Bildungs- und Wissenschaftszentrums in Berlin, Frank-

furt am Main, Hamburg, Köln und München organisiert sind. Die Haupttätigkeit die-

ser Dienstsitze ist die zolltarifl iche Untersuchung und Begutachtung eingeführter Waren 

(soweit die Abfertigungszollstellen dies beantragen) sowie die Erstellung verbindlicher 

Zolltarifauskünfte sowie verbindlicher Auskünfte über den Warenursprung. Die Ertei-

lung dieser Auskünfte gegenüber dem Antragsteller erfolgt allerdings zentral durch das 

HZA Hannover. 

Die  Hauptzollämter (HZA) sind örtliche Bundesbehörden und nach dem Gesetz über 
die Finanzverwaltung den Bundesfi nanzdirektionen (ab 2016 der Generalzolldirektion) 

unmittelbar nachgeordnet. Amtsbezirk und Sitz der Hauptzollämter bestimmt der Bun-

desminister der Finanzen.

Bedingt durch ihre enge territoriale Bindung sind die Hauptzollämter der wichtigste Part-

ner für den Spediteur. Die Strukturänderungen der letzten Jahre sind darauf ausgerichtet, 

die Stellung und Eigenverantwortlichkeit dieser Ortsbehörden weiter zu stärken. Ein Ziel 

besteht darin, auch weiterhin territorial für die Wirtschaftsbeteiligten präsent zu sein. Die 

Zuständigkeit der Hauptzollämter erstreckt sich vor allem auf folgende Gebiete:

• Verwaltung der Zölle, der bundesgesetzlich geregelten Verbrauchsteuern einschließ-

lich der Einfuhrumsatzsteuer und der Biersteuer, d. h. in erster Linie Erhebung dieser 

Abgaben

• zollamtliche Überwachung des Warenverkehrs über die Grenze und Durchführung 

der dazu erforderlichen Abfertigungshandlungen

• Durchsetzung der außenwirtschaftsrechtlichen Vorschriften

• Ahndung von Rechtsverletzungen auf dem Gebiet des Zoll- und Verbrauchsteuerrechts 

(dazu existieren an den Hauptzollämtern spezielle Straf- und Bußgeldsachenstellen)

HZA
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• Grenzaufsicht, d. h. Durchführung von Überwachungsmaßnahmen an der sogenann-

ten „Grünen Grenze“. Diese Aufgabe hat sich allerdings mit der Erweiterung der EU 

erheblich reduziert und besteht nur noch an der Grenze zur Schweiz bzw. an der See-

grenze sowie an den internationalen Flughäfen.

Diese traditionellen zöllnerischen Aufgabenfelder werden durch weitere Aufgaben, wie 

vor allem die Bekämpfung der Schwarzarbeit und seit 2015 die Kontrolle des Mindest-
lohngesetzes, ergänzt.

Zu den Hauptzollämtern gehören die  Zollämter, die ggf. noch in  Zollabfertigungsstel-
len untergliedert sind. Man unterscheidet Zollstellen an der Grenze (sogenannte Grenz-
zollstellen) und Zollstellen im Innern, die nicht an einer Grenze liegen (sogenannte 

Binnenzollstellen). Nach den verschiedenen Verkehrswegen gibt es Flughafenzollstellen, 

Autobahn- und Landstraßenzollstellen, Hafenzollstellen und Eisenbahnzollstellen.

Hauptzollämter sind i. d. R. mit Zahlstellen ausgestattet. Außerhalb der Zahlstelle ist kein 

Beamter berechtigt, Gelder oder andere Zahlungsmittel in Empfang zu nehmen. Ausnah-

men von diesem Grundsatz bedürfen einer besonderen schriftlichen Genehmigung der 

Dienststelle.

Der Prüfungsdienst der Hauptzollämter beschäftigt sich mit der Durchführung von Zoll-

prüfungen in Firmen mit Ex- und Importtätigkeit sowie von Außenprüfungen in Firmen, 

die mit dem Verbrauch, der Herstellung, Lagerung oder dem Transport verbrauchsteuer-

pfl ichtiger Waren befasst sind.

An den Binnengrenzen der EU werden keine Zollabfertigungen mehr durchgeführt. 

Besondere Überwachungsaufgaben bestehen jedoch auch im Warenverkehr zwischen den 

Mitgliedstaaten, denn nicht alle Bereiche sind bislang vollständig harmonisiert. Unter-

schiede zwischen den Mitgliedsländern der EU gibt es z. B. noch bei den Verboten und 

Beschränkungen für die Einfuhr oder auch auf dem großen Gebiet der Verbrauchsteu-

ern. Letztere sind lediglich hinsichtlich ihrer verfahrensmäßigen Realisierung weitgehend 

harmonisiert. Keine vollständige Einheitlichkeit besteht bei der Höhe der Steuersätze. 

Die aus diesen Umständen resultierenden notwendigen Kontrollen und Überwachungs-

maßnahmen werden im Landesinneren durch  Kontrolleinheiten der Zollverwaltung 

ausgeübt. Vergleichbare Einrichtungen bestehen auch in den anderen Mitgliedsländern 

der EU. Die Kontrolleinheiten erfüllen ihre Aufgaben in Dienstkleidung. In ihrer Tätig-

keit sind sie Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft. Zu ihren Befugnissen gehört das Recht, 

Beförderungsmittel und Ladungen zu durchsuchen. Ferner führen die Kontrolleinhei-

ten Prüfungen durch, ob bei Dieselfahrzeugen rechtswidrig steuerbegünstigtes Heizöl als 

Kraftstoff  mitgeführt oder verwendet wird.

Adressen und örtliche Zuständigkeiten der Hauptzollämter sowie der weiteren Dienst-

stellen der Zollverwaltung können im Internetauftritt der Zollverwaltung unter www.

zoll.de eingesehen werden.

Zollämter
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1.2 Die Quellen des  Zollrechts

Die Tätigkeit der Zollverwaltung, die Rechte und Pfl ichten der am grenzüberschrei-

tenden Warenverkehr Beteiligten, die Entstehung und Höhe der Einfuhrabgaben usw. 

werden umfassend durch Rechtsvorschriften geregelt. Diese Vorschriften bilden in ihrer 

Gesamtheit das Zollrecht. Das Zollrecht ist Bestandteil des öff entlichen Rechts. In ihm 

fi nden sich primär unmittelbare Regelungen des supranationalen Rechts der EU sowie 

ergänzende und ausfüllende Regelungen des nationalen deutschen Rechts.

1.2.1 Internationales Völkerrecht

Inhaltlich unterliegt das Zollrecht in erheblichem Maße dem Einfl uss des internationalen 

Völkerrechts. Zu nennen sind hierbei insbesondere jene völkerrechtlichen Vereinbarun-

gen, die im Ergebnis der Tätigkeit des Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 
Zollwesens (RZZ), heute Weltzollorganisation (WZO) mit Sitz in Brüssel, abgeschlossen 

wurden. Dazu gehören z. B. das Internationale Übereinkommen über die Vereinfachung und 
Harmonisierung der Zollverfahren, die sogenannte Kyoto-Konvention, das A.T.A.-Abkom-
men, welches die Verwendung eines einheitlichen Zolldokumentes im internationalen 

Güterverkehr regelt, oder das für Zolltarif und Statistik überaus bedeutsame Internati-
onale Übereinkommen über das Harmonisierte System zur Bezeichnung und Codierung der 
Waren.

Auch im Rahmen der Welthandelsorganisation (World Trade Organization (WTO)) mit Sitz 

in Genf wurden wichtige für das Zollrecht relevante Abkommen abgeschlossen, so das 

Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen (General Agreement on Tariff s and Trade (GATT)) 
und auf dessen Grundlage der GATT-Zollwert-Kodex (vgl. dazu Kapitel 1.5.2.1).

1.2.2 Recht der Europäischen Union

Das in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union und damit auch in Deutschland an-

zuwendende Zollrecht ist europäisches Recht. Zum Verständnis der Gesamtkonzeption 

des Zollrechts sind daher zunächst einige Ausführungen zur EU und namentlich zu deren 

Rechtsetzungskompetenzen erforderlich.

In Zusammenhang mit den unmittelbaren Zollfragen sind die in den Gründungsver-

trägen ursprünglich formulierten und inzwischen realisierten Ziele auf wirtschaftlichem 

Gebiet besonders hervorzuheben:

• Abschaff ung von Zöllen und mengenmäßigen Beschränkungen sowie Maßnahmen 

gleicher Wirkung im Handel zwischen den Mitgliedstaaten

• Einführung eines gemeinsamen Zolltarifes

• Durchführung einer gemeinsamen Handelspolitik gegenüber dritten Ländern.

Der aktuelle Entwicklungsstand der EU spiegelt sich im  Vertrag von Lissabon wieder, der 

nach Ratifi zierung in den einzelnen Mitgliedsländern am 1.12.2009 in Kraft getreten ist. 

Mit diesem Vertrag werden der Vertrag über die Europäische Union und der Vertrag über 
die Europäische Gemeinschaft zusammengeführt. Letzterer existiert nunmehr als Vertrag 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV).

EU-Vertrag
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Laut EU-Vertrag existieren folgende Organe der EU:

• das Europäische Parlament

• der Europäische Rat

• der Rat

• die Europäische Kommission

• der Gerichtshof der Europäischen Union

• die Europäische Zentralbank

• der Rechnungshof

Zur Erfüllung der Aufgaben der EU können die Organe der EU nach Maßgabe des 

AEUV unterschiedliche Rechtsakte erlassen:

Verordnungen:  Diese entsprechen den Gesetzen im nationalen Recht. EU-Ver-

ordnungen sind als supranationales Recht in den Mitgliedslän-

dern unmittelbar gültig. Es ist damit keine Überführung solcher 

Regelungen in die nationalen Rechtsordnungen erforderlich. Ver-

ordnungen von bedeutendem Inhalt werden i. d. R. gemeinsam 

vom Europäischen Parlament und vom Rat erlassen (sogenannte 

„Basisrechtsakte“ oder „Grundverordnungen“). Die Kommission 

kann zur Ergänzung oder Änderung nicht wesentlicher Vorschrif-

ten sogenannte „delegierte Rechtsakte“ sowie „Durchführungs-

rechtsakte“ als Verordnungen erlassen.

Richtlinien:  Hier handelt es sich um Festlegungen, die für jeden Mitglied-

staat, an den sie gerichtet sind, in ihrer inhaltlichen Zielstellung 

Verbindlichkeit besitzen. Die konkrete Umsetzung der Inhalte 

von Richtlinien bleibt jedoch den Staaten selbst überlassen. Da-

her wird stets eine Umwandlung in nationale Rechtsakte erfor-

derlich.

Beschlüsse:  Diese besitzen für den bezeichneten Adressatenkreis Verbindlich-

keit, bedürfen ggf. auch einer weiteren Umsetzung. 

Empfehlungen und  Derartige Akte haben keine Rechtsverbindlichkeit. Ihre Bedeu-

Stellungnahmen:  tung liegt primär auf politischem Gebiet.

In jüngster Zeit spielen Leitlinien der Europäischen Kommission eine zunehmende Rol-

le. Diese geben für die Zollbehörde und die Wirtschaftsbeteiligten Orientierungen zur 

einheitlichen Auslegung und Anwendung des Unionsrechts, stellen aber selbst kein Recht 

dar. 

Rechtsetzung

Hinweis
Im Zollbereich sind EU-Verordnungen die wichtigsten Rechtsakte.

Ihre Verbindlichkeit erstreckt sich unmittelbar auf jene, die an Warenbewegungen 

über die Zollgrenzen der EU beteiligt sind. Folglich ist es für den auf diesem Gebiet 

tätigen Spediteur wichtig, die einschlägigen Regelungen in ihren Grundzügen zu 

kennen.
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Seit 1994 ist der  Zollkodex die zentrale Rechtsnorm des Europäischen Zollrechts mit 

Gültigkeit in allen Mitgliedstaaten der EU. Seine Ablösung durch den  Unionszollko-

dex (UZK) steht voraussichtlich im Laufe des Jahres 2016 an. Anwendbar wird der 

UZK erst nach Verabschiedung der erforderlichen Detailregelungen in den delegierten 

Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten, die Ende 2015 als endgültige Texte erwar-

tet werden. Die Darstellung des Europäischen Zollrechts erfolgt daher noch anhand des 

zum Redaktionsschluss dieses Buchs (Juli 2015) gültigen Zollkodex. Auf zu erwartende 

Änderungen durch den UZK wird soweit erforderlich hingewiesen (siehe insbesondere 

Kapitel 1.14).

Der Zollkodex folgt in seiner Systematik den praktischen Abläufen bei der Ein- und 

Ausfuhr von Waren. Insofern ist er in seiner Handhabung durchaus nutzerfreundlich. 

Die einzelnen Titel gliedern sich wie folgt:

Titel I: Allgemeines (Art. 1−19)
In diesem Titel wird der Geltungsbereich des Zollkodex umrissen. Darüber hinaus werden 

die wichtigsten zollrechtlichen Begriff e defi niert, u. a. erfolgt die Festlegung des Zollge-

bietes der EU.

Allgemeine Vorschriften vervollständigen diesen Titel. Für die Tätigkeit des Spediteurs ist 

dabei insbesondere die Regelung über die Stellvertretung von großer praktischer Bedeu-

tung. Festlegungen zur Auskunftserteilung durch die Zollbehörden betreff en gleicherma-

ßen wichtige praktische Fragen der Abwicklung grenzüberschreitender Warenbewegungen.

Titel II: Grundlagen für die Einfuhr- und Ausfuhrabgaben sowie für die Anwendung der 
sonstigen im Warenverkehr vorgesehenen Maßnahmen (Art. 20–36)
Hier sind die übergreifenden Festlegungen zum Zolltarif, zur zolltarifl ichen Einreihung 

von Waren, zum Warenursprung sowie zum Zollwert enthalten. Diese Regelungen be-

treff en Bereiche, die unmittelbaren Einfl uss auf die Höhe von zu entrichtenden Zöllen 

haben.

Titel III: Vorschriften, die für in das Zollgebiet der Gemeinschaft verbrachte Waren gelten, bis 
diese eine zollrechtliche Bestimmung erhalten haben (Art. 36a–57)
Die Vorschriften beinhalten wesentliche Pfl ichten der Beteiligten bei dem Verbringen 

von Waren. Da hier die unmittelbare Passage über die Zollgrenze der Union erfasst wird, 

sind die einschlägigen Regelungen auch unmittelbar an den Spediteur gerichtet, der im 

Güterverkehr grenzüberschreitend tätig wird. Dazu gehören solche wichtigen Fragen wie 

die Gestellung der Waren und die Abgabe einer summarischen Anmeldung.

Titel IV: Zollrechtliche Bestimmung (Art. 58–182)
Dieser Titel bildet den Kern der EU-rechtlich geregelten Zollverfahrensvorschriften. 

Dem praktischen Ablauf grenzüberschreitender Warenbewegungen folgend, werden jene 

Pfl ichten formuliert, die bei der Überführung von Waren in eines der möglichen Zollver-

fahren entstehen. Diese Pfl ichtenlage ist in Abhängigkeit von der Spezifi k des jeweiligen 

Verfahrens außerordentlich diff erenziert. In engem Zusammenhang damit stehen Anfor-

derungen an die Verfahrensbeteiligten. Der Titel schließt Befugnisse der Zollbehörden 

mit ein. Insofern wird jener Bereich erfasst, der die praktische Tätigkeit des Spediteurs 

unmittelbar berührt.

Zollkodex
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